Max Musterfrau

Musterstr. 19.

00000 Musterstadt

Jobcenter Musterstadt

Musterstr. 19

00000 Musterstadt

___.04.2020, Musterstadt

Antrag auf Erlass gem. § 44 SGB II  

BG-Nummer: ________________________________

Sehr geehrte Damen und Herren,
mit Bescheid vom XX.XX.2020 wurde mir ein Darlehen gem. § 24 Abs. 1 SGB II gewährt, um pandemiebedingte Mehraufwendungen zu kompensieren.

Ich beantrage die aufgrund dieses Darlehens gegen mich bestehenden Forderungen gem. § 44 SGB II zu erlassen.

Begründung:

Bei dem Darlehen wegen des unabweisbaren Bedarfs handelt es sich um einen akuten Bedarf der aufgrund der Corona-Pandemie entstanden ist. Das dieser Bedarf entstehen konnte war für mich als SGB II-beziehende Person nicht absehbar. Ferner sind die Regelbedarfe derart eng bemessen, dass es nicht möglich ist und war, daraus Rücklagen zu bilden. Es wurde mit dem Darlehen der konkrete, pandemiebedingter Mehraufwendungen gedeckt. Von der Regierung ist es (bisher) nicht beabsichtigt SGB II-beziehenden Menschen einen „Corona-Zuschlag“ zu zahlen. Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 23.07.2014 vorgegeben, dass kurzfristige Preiserhöhungen für regelbedarfsrelevante Güter vom Gesetzgeber zu berücksichtigen seien und im Falle solcher Schwankungen die jeweiligen Bedarfe jedenfalls durch verfassungskonforme Auslegung der bestehenden Normen zu gewähren wären (BVerfG v.  23.07.2014 – 1 BvL 10/12, Rn 116). Diese Aufforderung der Verfassungskonformen bezieht sich selbstverständlich auch auf die jeweiligen Behörden. In Verbindung mit der Pflicht, soziale Rechte möglichst weitgehend zu verwirklichen (§ 2 Abs. 2 SGB I), bedeutet dies im Ergebnis, dass die Forderung auf Rückzahlung des Darlehen im Rahmen dieses Unbilligkeitsantrages zu erlassen ist. 

Die Geltendmachung des Darlehens ist daher unbillig im Sinne des § 44 SGB II, die aus der Darlehensgewährung entstandenen Forderungen zu erlassen.

Mit freundlichen Grüßen

____________________

_____________________

Ort, Datum 



Unterschrift
